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Zivil-militärische Zusammenarbeit: ärztliche Pflicht?

Der Präsident der Landesärztekammer 

Hessen, Herr Dr. med. Edgar Pinkowski, 

hat in dem Editorial zu Heft 7–8/2026 des 

Hessischen Ärzteblattes sehr engagiert 

die Notwendigkeit einer zivil-militärischen 

Zusammenarbeit als ärztliche Pflicht zur 

Sicherung einer Krisenfestigkeit formu-

liert. Es fällt auf, dass dies zeitgleich mit 

der von Bundesverteidigungsminister Pis-

torius geforderten „Kriegstüchtigkeit“ 

formuliert wird, begründet mit dem russi-

schen Krieg in der Ukraine, von dem an-

geblich eine Ausweitung zum Angriff auf 

die NATO drohe. 

Statt des verstärkten Einsatzes präventi-

ver Maßnahmen erfolgt mit der Aussicht 

auf eine hoffentlich dadurch ausreichende 

Sicherung eine zunehmende Militarisie-

rung der Gesellschaft, sowohl in allen mei-

nungsbildenden Medien als auch z. B. mit 

verstärkter Werbung in den Schulen – mit 

der Aufforderung an die potenziellen Sol-

daten, ihren Wehrdienst anzutreten. 

Dies, bisher zwar ausführlich kommen-

tiert, im wesentlichen jedoch wider-

spruchslos hingenommen, soll mit einer 

bis vor kurzem noch unvorstellbaren Erhö-

hung des Militäretats auf jährlich 150 Mil-

liarden Euro bis 2029 erreicht werden, 

was nur u. a. durch die bereits jetzt einge-

leiteten Einsparungen in der Bewältigung 

des Klimawandels sowie im Sozial-und 

Kulturbereich finanziert werden kann. Das 

sich nach dem Ende des sog. Kalten Krie-

ges erneut verstärkende Wettrüsten wird 

die Kriegsgefahr nicht mindern, sondern 

steigern.

Zweifellos ist eine gut ausgestattete, trai-

nierte und im Bedarfsfall möglichst rei-

bungslos funktionierende Notfallmedizin 

unabdingbar für die Versorgung betroffe-

ner Patienten jeglicher Notfallkrisen. 

Wenn, wie durch Herrn Dr. Pinkowski he-

rausgestellt, die Expertise des Bundes-

wehrsanitätsdienstes als wertvolle Grund-

lage in der Bewältigung von medizini-

schen Notfallsituationen benannt wird, so 

ist zu fragen, wie z. B. im Kriegsfall die 

Versorgungsstruktur im Zivilbereich zu 

organisieren ist. Hierfür könnten auch zi-

vile NGO-Organisationen wie z. B. die 

weltweit agierenden „Ärzte ohne Gren-

zen“, „medico international“ mit den Part-

nerorganisationen oder die „German 

Doctors“, die spendenfinanziert arbeiten, 

oder die Hilfsorganisationen der UNO, die 

einen erheblichen Rückgang der finanziel-

len Unterstützung durch die Bundesregie-

rung beklagen, angefragt werden. 

Es ist bekannt, dass es nur durch deren 

Einsätze gelingt, medizinische Versorgung 

in Regionen mit Naturkatastrophen, 

Kriegsereignissen (u. a. Gaza) oder Infek-

tionsepidemien zu bringen, und es kann 

als gesichert gelten, dass sie über wertvol-

le Erfahrungen, auch in der Zusammenar-

beit mit der Zivilmedizin, verfügen. Sie 

könnten noch wirkungsvoller arbeiten, 

wenn sie nur einen Bruchteil des Betrages 

erhalten würden, der für den Wehretat 

vorgesehen ist. Diese Forderung sollte die 

Landesärztekammer Hessen an die Bun-

desregierung richten.

Die IPPNW hat in ihrer 1. Vollversamm-

lung am 08.05.1982 in der „Frankfurter 

Erklärung“ formuliert: „Deshalb erkenne 

ich als Arzt nur eine einzige auf den 

Kriegsfall bezogene Form der Prävention 

an, nämlich die Verhütung des Krieges 

selbst mit allen Anstrengungen, zu denen 

ich mein Teil beizusteuern entschlossen 

bin.“

Bertram Thielmann 

IPPNW Regio Rhein-

Main – Internationa-

le Ärzt*innen für die 

Verhütung des 

Atomkrieges/

Ärzt*innen in sozia-

ler Verantwortung 

e. V.

Dr. med.  

Bernhard Winter 

Vorstandsmitglied  

Verein demokrati-

scher Ärzt*innen,  

vdää*

Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 

und Einsichten“ geben nicht unbe-

dingt die Meinung der Redaktion 

 wieder. 
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Der Weg zur Approbation in Hessen für Antragstellende aus Drittstaaten

Das Hessische Landesamt für Gesundheit und Pflege (HLfGP) 

und das Pflegequalifizierungszentrum (PQZ) Hessen bieten fol-

gende Informationsveranstaltungen an:

• 27.10.2026: 13:00 bis 14:30 Uhr

• 26.11.2026: 13:00 bis 14:30 Uhr

• 11.12.2026: 12:00 bis 13:30 Uhr

• 14.01.2027: 10:00 bis 11:30 Uhr

• 10.02.2027: 13:00 bis 14:30 Uhr

Die Veranstaltungen sollen Antragstellenden aber auch Arbeit-

gebenden Informationen über das Antragsverfahren geben. 

Wichtig: zu laufenden Verfahren können keine Auskünfte erteilt 

werden.

Eine separate Anmeldung ist nicht notwendig, die Veranstal-

tungen sind jedoch jeweils auf 250 Teilnehmende begrenzt.

Für alle Veranstaltungen gilt der gleiche Microsoft Teams Ein-

wahllink:

https://teams.microsoft.com/meet/ 

378845733672965?p=y1RM7lD33AtHggD1VN

Kurzlink: https://t1p.de/h8y4e

Besprechungs-ID: 378 845 733 672 965

Passcode: TW9KN9ni

Gegebenenfalls muss die Microsoft Teams App heruntergela-

den und installiert werden.

Link zur Veranstaltung: https://t1p.de/2atr4 
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